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LIEBE LESERINNEN 
UND LESER,
der Ausgang der Präsidentschafts-
wahl in Russland dürfte niemand 
überrascht haben. Überraschender 
war da schon der entlarvende Satz 
Putins in der letzten Woche, dass 
man bitte nicht von Russland die Be-
reitschaft zu Friedensverhandlungen 
erwarten solle – jetzt, da die Ukraine 
grade so schön kaum noch Munition 
habe. Ups, da hat der Aggressor Pu-
tin kurz mal seine Maske fallen las-
sen! Ob das all jene zum Nachdenken 
bringt, die von der Ukraine »endlich 
Verhandlungen« fordern oder gar 
päpstlich »die weiße Fahne«? Meist 
wird das Zerrbild noch vervollstän-
digt mit der Mär, der Westen habe 
mit der Nato-Osterweiterung mit 
Schuld daran, dass Russland »sich in 
die Enge getrieben fühlen musste.«

Das ist eine perfide Täter-Opfer-Um-
kehr. Nun mag man dem einfachen 
Bürger zugute halten, dass er ein-
fach russischer Einflussnahme und 

Propaganda aufgesessen ist – so wie die Franzosen, deren 
Wanzenplage im letzten Jahr offensichtlich eine russische 
Erfindung war, um die Grande Nation zu destabilisieren. 

Was Ursache und Wirkung des russischen Angriffskrieges 
betrifft, kann es allerdings keine zwei Meinungen geben. 

Schon die brutalen Kriege gegen abtrünnige Republiken 
wie Tschetschenien, die Besetzung von Südossetien und 
Abchasien, die zynische Bombenhilfe für das Assad‘sche 
Terrorregime in Syrien oder Mord- und Giftgasanschläge 
auf Regimekritiker selbst in Mitteleuropa hätten eigentlich 
jedem die Augen öffnen müssen. Und warum wir seit vie-
len Jahren klaglos hinnehmen, dass ein europäischer Staat 
durch Fake News und Desinformation bis zur Sabotage 
tagtäglich versucht, europäische Demokratien zu destabi-
lisieren, habe ich noch nie verstanden. Denn ist das nicht 
ein Zeichen, dass an einer friedlichen Koexistenz keinerlei 
Interesse besteht?

Spätestens nach dem Überfall auf die Krim im Jahr 2014 
musste jedem, wirklich jedem klar sein, dass Moskau über 
den Versuch, eine halbwegs ernstzunehmende Partner-
schaft mit Putin wiederzubeleben, nur verächtlich lacht. 
Den viel beschworenen Versuch der Nato-Staaten, mit Dip-
lomatie zu einem friedlichen Miteinander zu kommen gab 
es schließlich mit dem Minsker Abkommen. In kürzester 
Zeit hat Putin allerdings bewiesen, dass Verhandlungen 
nicht sein Weg sind und Verträge das Papier nicht wert ist, 
auf dem sie geduckt sind.

Und daher können wir gar nicht anders als die Ukraine mit 
ausreichend Waffen für ihre Verteidigung zu unterstützen. 
Denn gegen Putin lässt sich Frieden leider nicht ohne Waf-
fen schaffen.

Ich wünsche Ihnen eine friedliche Woche, Ihr

Alexander Hold, MdL
Vizepräsident des Bayerischen Landtags



on erkennen wir das Streikrecht als 
legitimes Mittel gewerkschaftlicher 
Druckausübung ausdrücklich an und 
wollen deshalb an der Koalitionsfrei-
heit im Grundgesetz festhalten. Den-
noch müssen wir in der aktuellen 
Situation gegensteuern, damit 
eine unverhältnismäßige Belas-
tung von Bevölkerung und Wirt-
schaft abgewendet wird. 

Die Streiks bei der Bahn sind für uns 
nur ein Beispiel, wie durch Arbeits-
niederlegungen zentrale Teile der 
Infrastruktur unseres Landes außer 
Funktion gesetzt werden können. Be-
troffen sind zum einen die Fahrgäste, 
die auf diese Verkehrsmittel angewie-
sen sind. Zum anderen aber auch die 
Wirtschaft, die auf reibungslose Lie-
ferketten angewiesen ist. Die Schä-
den, die der deutschen Wirtschaft da-
durch zugefügt werden, sind enorm 
– auch das Image Deutschlands als 
zuverlässiger Wirtschaftspartner mit 
solider Infrastruktur im Herzen Euro-
pas wird so zunehmend beschädigt.

Deshalb haben wir diese Woche mit-
tels Dringlichkeitsantrag Änderungen 
am Streikrecht gefordert, um die ak-
tuell schwierige wirtschaftliche Lage 
nicht weiter zu verschlimmern. Kon-
kret wollen wir, dass in Bereichen der 
Daseinsvorsorge ein Schlichtungsver-
fahren vor jedem Streik obligatorisch 
ist. Eine Mindestversorgung muss in 
Bereichen der zentralen Infrastruk-
tur jederzeit sichergestellt werden. 
Dazu fordern wir eine verpflichtende 
Ankündigungsfrist von vier Tagen, 
sollte eine Schlichtung zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer erfolg-
los bleiben. Ziel muss ein fairer Aus-
gleich zwischen den Interessen von 
Streikenden und Betroffenen sein. 

Uns als FREIE WÄHLER-Fraktion geht 
es darum, arbeitsrechtlich sowie 
gesamtgesellschaftlich vertretbare 

MEINE WOCHE IM LANDTAG

Streiks sind ein legitimes Mittel der Gewerkschaften, um ihre 
Ziele durchzusetzen. Doch was wir aktuell im deutschen Zug-
verkehr erleben, ist eine unvorstellbare Zumutung für sämt-
liche Fahrgäste. Wegen unterbrochener Lieferketten drohen 
darüber hinaus erhebliche wirtschaftliche Folgeschäden. 
Anstatt die Eskalationsspirale mit rekordverdächtig langen 
Arbeitsniederlegungen immer weiter zu drehen, müssen Ge-
werkschaft und Bahn schnellstens an den Verhandlungstisch 
zurückkehren. Auch eine Schlichtung durch Dritte darf jetzt 
kein Tabu mehr sein! 

Perspektivisch ist der Bund gefordert, die rechtlichen Wei-
chen für mehr Zuverlässigkeit im Bahnbetrieb zu stellen. Wel-
che Regeln es nach unserer Überzeugung braucht, damit die 
berechtigten Interessen Einzelner nicht zur Belastungsprobe 
für Viele werden, haben wir diese Woche in unserem Dring-
lichkeitsantrag zum Plenum dargelegt.

Außerdem konnten wir diese Woche im Bauausschuss den 
Regelbetrieb für die Bahntrasse Gotteszell-Viechtach be-
schließen. Eine Entscheidung, die uns besonders freut.

Darüber hinaus haben wir die Ampel-Regierung diese Wo-
che abermals aufgefordert, endlich die Abwicklung der Coro-
na-Hilfen zu beschleunigen. Es kann nicht sein, dass Bürgerin-
nen und Bürgern nach überstandener Corona-Pandemie nun 
abermals finanzielle Nachteile durch die schwierigen Auszah-
lungsmodalitäten entstehen.

RÜCKBLICK

UNSER DRINGLICHKEITSANTRAG: 
KLARE REGELN FÜR STREIKS!
Das Streikrecht in Deutschland ist ein hohes Gut und un-
sere Gewerkschaften sind wichtige Institutionen, um hun-
derttausenden Arbeitnehmern angemessene und faire 
Arbeitsbedingungen zu sichern. Als FREIE WÄHLER-Frakti-



KURZNEWS

FRAKTION SETZT REAKTIVIERUNG 
DER BAHNSTRECKE GOTTESZELL-
VIECHTACH DURCH
Großer Erfolg für unsere Frakti-
on: Ende 2025 soll die langjährige 
Hängepartie des Probebetriebs der 
Bahnstrecke Gotteszell-Viechtach en-
den und vom Regelbetrieb abgelöst 
werden – ein wichtiges Signal für den 
Landkreis Regen und die gesamte 
Region und ein wichtiger Meilen-
stein für die Reaktivierung von 
Bahnstrecken in ganz Bayern. Die 
Bahnstrecke Gotteszell-Viechtach ge-
hört nicht nur landschaftlich zu den 
schönsten Bahntrassen Deutsch-
lands mit enormer touristischer An-
ziehungskraft, sondern spielt auch 
eine zentrale Rolle für den Verkehr 
der gesamten Region. Die Reaktivie-
rung stillgelegter Bahnstrecken wür-
de sich vielerorts lohnen – das bele-
gen zahlreiche Machbarkeitsstudien. 
Deshalb werben wir seit langem für 
eine dauerhafte Reaktivierung still-
gelegter Bahnstrecken. Insbeson-
dere die gegenüber dem Individual-
verkehr bessere CO2-Bilanz der Bahn 
spricht für eine Reaktivierung stillge-
legter Strecken. Mehr [HIER].

Leitplanken zu formulieren, damit die Gesellschaft und die 
Wirtschaft nicht unverhältnismäßig in Mitleidenschaft ge-
zogen werden. Keinesfalls wollen wir den Streikenden in 
Deutschland das Recht nehmen, Druck auf ihren Arbeit-
geber auszuüben. Doch es muss vermieden werden, dass 
durch die berechtigten Interessen Einzelner der gesamten 
Gesellschaft sowie Wirtschaft erhebliche Nachteile entste-
hen. Mehr [HIER]. 

CORONA-WIRTSCHAFTSHILFEN: UNTERNEHMEN MEHR 
ZEIT GEBEN – PRÜFINTENSITÄT MASSIV REDUZIEREN
Bislang galt: Am 31. März endet die vom Bund gesetzte Ab-
gabefrist für die Schlussabrechnungen der Corona-Wirt-
schaftshilfen. Wegen der vom Bundeswirtschaftsministeri-
um festgesetzten ausufernden Prüfanforderungen haben 
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und weitere prüfende 
Dritte allerdings große Schwierigkeiten, diese Frist einzu-
halten. Bei Überschreitung droht den Unternehmen eine 
automatische Rückforderung der ausbezahlten Hilfsgelder 
– nebst zusätzlicher Zinsen. 

Die Folge: In der Corona-Krise gerettete Betriebe könnten 
dadurch erneut in Zahlungsschwierigkeiten geraten. Mit-
tels Dringlichkeitsantrag haben wir deshalb vom Bund 
gefordert, eine schnelle und unbürokratische Überprü-
fung der Schlussabrechnungen zu ermöglichen. Denn 
die umfassende Prüfung der Schlussabrechnungen verur-
sacht einen enormen Aufwand – auch bei den Bewilligungs-
stellen. Das belastet den Staatshaushalt in erheblichem 
Maße. Zudem muss die Abgabefrist für die Schlussabrech-
nungen deutlich verlängert werden. 

Am Donnerstagabend hat uns dann die erfreuliche Nach-
richt ereilt: Die Frist zur Einreichung der Schlussabrech-
nungen der Corona-Hilfen wird seitens des Bunds letzt-
malig bis zum 30. September 2024 verlängert! Ein großer 
Erfolg, für den wir uns gemeinsam mit Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger seit Wochen eingesetzt haben! Weitere 
Infos [HIER]. 

v.l.n.r.: Tobias Beck, Martin Behringer

https://fw-landtag.de/aktuelles/presse/pressemitteilungen-details/freie-waehler-fordern-klare-regeln-fuer-streiks-in-wichtigen-arbeitsfeldern
https://fw-landtag.de/aktuelles/presse/pressemitteilungen-details/corona-wirtschaftshilfen-freie-waehler-fraktion-fordert-vom-bund-schnellen-und-unbuerokratischen-abschluss
https://fw-landtag.de/aktuelles/presse/pressemitteilungen-details/freie-waehler-fraktion-setzt-reaktivierung-der-bahnstrecke-gotteszell-viechtach-durch


#FRAKTIONIMGESPRÄCH MIT… 
DEM BUND DER KRIMINAL-
BEAMTEN
Diese Woche haben sich unsere Ab-
geordneten Roland Weigert, Wolf-
gang Hauber und Bernd Heinisch 
zum Austausch mit dem Bund der 
Kriminalbeamten getroffen. Dabei 
standen einige ernste Themen auf 
der Agenda – darunter: eine mone-
täre Zulage für Beamtinnen und Be-
amte, die im Deliktsbereich des sexu-
ellen Missbrauchs von Kindern und 
Jugendlichen tätig sind. 

Darüber hinaus forderten die Vertre-
ter die Schaffung neuer Tarifstellen für 
Kriminalassistenten zur Unterstützung 
der Kripo. Ein weiterer Schwerpunkt 
war die Rolle sowie die Vorbereitung 
der Polizei im Verteidigungsfall. Zur 
kompletten Bildergalerie geht’s [HIER]. 

UNSER NEUES VIDEOFORMAT 
#STREIBLSSTANDPUNKT: KLARE 
REGELN FÜR STREIKS!
Wir als FREIE WÄHLER-Fraktion er-
kennen das Streikrecht als legitimes 
Mittel gewerkschaftlicher Druckaus-
übung ausdrücklich an. Dennoch 
müssen wir in der aktuellen Situati-
on gegensteuern, damit eine unver-
hältnismäßige Belastung von Bevöl-
kerung und Wirtschaft abgewendet 
wird. [HIER] geht’s zum neuen Video-
format #StreiblsStandpunkt.

KLINIKEN IN NOT: AUSKÖMMLICHE FINANZIERUNG 
DER KRANKENHÄUSER AUF DEM LAND SICHER-
STELLEN!
Eine Vielzahl der bayerischen Kliniken leidet unter mas-
siver Finanznot. Grund dafür sind zumeist Kostensteige-
rungen, die von der Krankenhausfinanzierung des Bundes 
nicht ausgeglichen werden. Das Ergebnis zeigt sich in ei-
nem kalten Strukturwandel mit immer mehr Insolvenzen 
unter den Kliniken in Bayern. Sie sind in erheblichem Um-
fang auf die Kommunen angewiesen, die die teils massi-
ven Defizite der Häuser ausgleichen. Es kann aber nicht 
sein, dass wieder einmal die ländliche Bevölkerung 
die Zeche für die Sparpolitik der Bundesregierung 
zahlen darf. Die Ampel muss endlich eine auskömmliche 
Betriebskostenfinanzierung der Krankenhäuser auch im 
ländlichen Raum sicherstellen. Denn die bestmögliche 
medizinische Versorgung darf nicht nur Menschen in 
Ballungsräumen zur Verfügung stehen. Das gilt beson-
ders für Notfälle! Bei der Krankenhausplanung muss die 
Wohnortnähe zur nächsten Klinik deshalb eine entschei-
dende Rolle spielen. Mehr [HIER].

https://fw-landtag.de/aktuelles/presse/pressemitteilungen-details/freie-waehler-fraktion-gegen-zweiklassengesellschaft-bei-der-gesundheitsversorgung
https://www.instagram.com/p/C4feffrorGn/?igsh=MTJlcmR2Nm8zdWpvdA%253D%253D
https://www.facebook.com/reel/1084152239559518


den. Auch die darauffolgende Dis-
kussion war eine schöne Möglichkeit, 
persönlichen Fragen oder Themen zu 
Sprache zu bringen und von einem 
gewählten Abgeordneten Antworten 
auf Fragen zu bekommen, die schon 
länger unter den Nägeln brannten. 
Sei es zum Streikrecht, zum Ausbau 
der B12 oder zum Umgangston von 
Politikerinnen und Politikern. 

MITTEN IM HERZEN DER BAYERISCHEN DEMOKRATIE – 
BESUCHERGRUPPE AUS KEMPTEN IM LANDTAG ZU GAST 
Auch dieses Mal war die Landtagsfahrt ins Maximilianeum 
wieder ein besonderes Erlebnis für die knapp 50 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer aus Kempten und Umgebung. 
Auf meine Einladung hin konnten diese unter Führung mei-
ner Büroleiterin Kathrin Dorsch den Bayerischen Landtag 
besichtigen und live bei einer Plenarsitzung mit dabei sein. 
Nach der Ankunft in München gab es allerdings zuerst ein-
mal ein zünftiges Mittagessen im benachbarten Hofbräu-
keller, um dann gestärkt ins Maximilianeum zu starten. Bei 
einem Videofilm erfuhren die Allgäuer Gäste viel Wissens-
wertes über die historischen Räumlichkeiten und die Arbeit 
des Landtags, über Demokratie und Parlamentarismus. An-
schließend durften die Besucherinnen und Besucher eine 
Stunde lang die aktuelle Debatte im Plenarsaal zum Thema 
»Deutschland soll kein Streikland werden« mitverfolgen. 
»Ein einmalige Chance und eine Sache, die man nicht so 
schnell vergisst«, so das einhellige Fazit der Teilnehmen-
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